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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. April 1961 

7 — 82000 — 5096/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des 
Bundesversorgungsgesetzes im Saarland 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 

Der Bundesrat hat in seiner 230. Sitzung am 29. März 1961 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Ge- 
setz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb- Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Einführung des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Einführung des Bundesversorgungsgesetzes 

§ 1 

(1) Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsopferrechts vom 27. Juni 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 453) wird mit Wirkung vom 1. Juni 
1960 im Saarland eingeführt. Die §§ 10 bis 13 Abs. 1 j 
und 2 sowie die §§ 14 bis 27 e des Bundesversor- ! 
gungsgesetzes werden abweichend von Satz 1 mit 
Wirkung vom ersten Tag des Monats, der auf die 
Verkündung dieses Gesetzes folgt, eingeführt; dies 
gilt jedoch nicht für § 26 des Bundes Versorgungs- 
gesetzes, soweit er die Gewährung von Unterhalts- 
beiträgen während der beruflichen Fortbildung, 
Umschulung, Ausbildung oder Schulausbildung für 
Beschädigte oder Witwen regelt. 

(2) Folgende Rechtsverordnungen werden mit 
Wirkung vom 1. Juni 1960 im Saarland eingeführt: 

Verordnung zur Durchführung des § 30 des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS.. . .); 

Verordnung zur Durchführung des § 31 Abs. 5 des 

Bundesversorgungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS.. . .); 

Verordnung zur Durchführung des § 33 des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 11. Januar 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 19). 

Die Verordnung zur Durchführung des § 13 des 

Bundesversorgungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) und die Verordnung zur 
Kriegsopferfürsorge vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) werden — soweit sie Näheres 
zu § 13 Abs. 3 und 4 des Bundesversorgungsgeset- 
zes und zur Gewährung von Unterhaltsbeiträgen 
während der beruflichen Fortbildung, Umschulung, 
Ausbildung sowie Schulausbildung nach § 26 des 
Bundesversorgungsgesetzes bestimmen — ebenfalls 
mit Wirkung vom 1. Juni 1960 im Saarland einge- 
führt; im übrigen werden sie mit Wirkung vom 
ersten Tag des Monats, der auf die Verkündung 
dieses Gesetzes folgt, im Saarland eingeführt. 

§ 2 

(1) Wenn nach den Rechtsvorschriften des Saar- 
landes über die Frage des ursächlichen Zusammen- 
hangs einer Gesundheitsstörung mit einem schädi- 
genden Ereignis im Sinne des § 1 des Bundesver- 


sorgungsgesetzes entschieden worden ist, ist die 
Entscheidung auch nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz rechtsverbindlich. § 85 des Bundesversor- 
gungsgesetzes bleibt unberührt. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht, wenn eine den 
ursächlichen Zusammenhang verneinende Entschei- 
dung einer Verwaltungsbehörde auf Grund des § 3 
der Verordnung über das Versorgungswesen vom 
2. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1686) oder 
des § 4 der Verordnung über das Wehrmachtsfür- 
sorge- und -versorgungswesen vom 7. September 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1699) im Spruchverfahren 
nicht angefochten werden konnte und wenn ein 
neuer Antrag binnen eines Jahres nach Verkün- 
dung dieses Gesetzes gestellt wird. Entsprechendes 
gilt in den Fällen des § 85 des Bundesversorgungs- 
gesetzes für Personen, die in der Zeit vom 1. Ok- 
tober 1950 bis 30. September 1951 ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt im Saarland hatten und 
deshalb an einer erneuten Anmeldung des An- 
spruchs nach § 85 Satz 2 des Bundesversorgungs- 
gesetzes in der vor dem 1. Juni 1960 geltenden Fas- 
sung gehindert waren. 

§ 3 

(1) Die nach den Rechtsvorschriften des Saarlan- 
des festgestellten Versorgungsgebührnisse werden 
bis zum Ablauf des Monats weitergezahlt, in dem 
der Bescheid über die Umstellung der Versorgung 
auf das Bundesversorgungsgesetz erteilt wird. Sie 
sind auf die nach dem Bundesversorgungsgesetz 
festzustellenden Versorgungsbezüge anzurechnen. 
Die Ausbildungsbeihilfen nach §§ 31 d und 42 b des 
Reichsversorgungsgesetzes in der Fassung vom 
9. Juli 1956 (Amtsblatt des Saarlandes S. 957), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz Nr. 682 vom 3. Juli 
1959 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1077) sind auf die 
Erziehungsbeihilfe nach § 27 des Bundesversor- 
gungsgesetzes anzurechnen. 

(2) Sofern bei der Umstellung der Versorgung 
auf das Bundesversorgungsgesetz die nach den 
Rechtsvorschriften des Saarlandes anerkannte Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit oder festgesetzte 
Pflegezulagestufe ohne ärztliche Nachuntersuchung 
übernommen worden ist, ist eine spätere Neufeststel- 
lung der Rente und Pflegezulage binnen vier Jah- 
ren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht von 
einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse im 
Sinne des § 62 Abs. 1 des Bundesversorgungsgeset- 
zes abhängig; § 62 Abs. 2 Satz 1 des Bundesversor- 
gungsgesetzes findet keine Anwendung. 

§ 4 

(1) Ist der Gesamtbetrag der nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz zu zahlenden Versorgungs- 
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bezüge ohne die Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
(§§ 25 bis 27 e des Bundesversorgungsgesetzes) 
niedriger als der Gesamtbetrag, der bei Anwen- 
dung der Rechtsvorschriften des Saarlandes ein- 
schließlich der §§ 31 d und 42 b des Reichsversor- 
gungsgesetzes zu zahlen wäre, wird ein Ausgleich J 
in Höhe des jeweiligen Unterschiedsbetrages läng- ; 
stens bis zum 31. Dezember 1965 gewährt. Entspre- , 
chendes gilt, wenn nach dem Bundesversorgungs- j 
gesetz Versorgungsbezüge infolge Anrechnung von ! 
Einkommen nicht zu zahlen sind. j 

(2) Absatz 1 gilt nur für Berechtigte, denen Ver- 
sorgung nach den Rechtsvorschriften des Saarlandes 
bis zur Verkündung dieses Gesetzes gewährt wor- 
den ist oder bei Fortgelten dieser Rechtsvorschrif- 
ten auf einen vor Verkündung dieses Gesetzes ge- 
stellten Antrag gewährt worden wäre. 

(3) Der Ausgleich nach Absatz 1 ist, wenn eine 
Ausbildungsbeihilfe nach § 31 d oder § 42 b des 
Reichsversorgungsgesetzes berücksichtigt worden 
ist, in Höhe des Betrages der Ausbildungsbeihilfe 
auf eine nach § 27 des Bundesversorgungsgesetzes 
zu gewährende Erziehungsbeihilfe anzurechnen. 


§ 5 

Personen, die nach dem Bundesversorgungsgesetz 
nicht anspruchsberechtigt sind, denen aber Versor- 
gung nach den Rechtsvorschriften des Saarlandes 
bis zur Verkündung dieses Gesetzes gewährt wor- 
den ist oder bei Fortgelten dieser Rechtsvorschrif- 
ten auf einen vor Verkündung dieses Gesetzes ge- 
stellten Antrag gewährt worden wäre, erhalten, so- 
weit § 6 nicht anderes bestimmt, Versorgung nach 
Maßgabe der bis zur Einführung des Bundesversor- 
gungsgesetzes geltenden Rechtsvorschriften des 
Saarlandes über Art und Umfang der Versorgung. 
Das gilt nicht, wenn zur Abgeltung des gleichen 
Körperschadens oder Verlustes des Ernährers An- 
sprüche nach einem anderen Gesetz bestehen. 


§ 6 

(1) Bezüge, die nach den Rechtsvorschriften des 
Saarlandes als Härteausgleich oder Zuwendung bis 
zur Verkündung dieses Gesetzes gezahlt worden 
sind oder bei Fortgelten dieser Rechtsvorschriften 
auf einen vor Verkündung dieses Gesetzes gestell- 
ten Antrag gewährt worden wären, können mit dem 
im Zeitpunkt der Verkündung dieses Gesetzes zu- 
stehenden und auf volle Deutsche Mark nach oben 
abgerundeten Betrag mit Zustimmung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung als Zuwen- 
dung gewährt werden. 

(2) Die Zuwendung nach Absatz 1 ist zu entzie- 
hen, wenn Verhältnisse eintreten, bei deren Vor- 
liegen die nach den Rechtsvorschriften des Saarlan- 
des gewährte Leistung ebenfalls entzogen worden 
wäre. Ist die Zuwendung einmal entzogen worden, 
ist Absatz 1 nicht mehr anwendbar, auch wenn die 
für die Entziehung maßgebenden Verhältnisse sich 
ändern. 


§ 7 

§ 44 Abs. 3 des Bundesversorgungsgesetzes gilt, 
wenn eine Abfindung nach den Rechtsvorschriften 
des Saarlandes gewährt worden ist, mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle der Worte „fünfzig Monate" 
die Worte „sechsunddreißig Monate" und an Stelle 
des Wortes „fünfzigstel" das Wort „sechsunddrei- 
ßigstel" tritt. 

§ 8 

Ist nach den Rechtsvorschriften des Saarlandes 
einmal Elternrente gewährt worden, gilt die Ernäh- 
rereigenschaft (§ 50 Abs. 1 des Bundesversorgungs- 
gesetzes) als erfüllt. 

§ 9 

Für die nach den Rechtsvorschriften des Saarlan- 
des bis zur Verkündung dieses Gesetzes gewährten 
Kapitalabfindungen sind die für ihre Gewährung 
maßgebenden Vorschriften weiterhin anzuwenden. 
Die nach dem Bundesversorgungsgesetz zu gewäh- 
rende Grundrente ist um den der Kapitalabfindung 
zugrunde liegenden Betrag zu mindern. 

§ 10 

Ist ein Berechtigter in der Zeit zwischen dem 
1. Juni 1960 und dem Tage nach der Verkündung 
dieses Gesetzes gestorben, findet § 36 Abs. 4 des 
Bundesversorgungsgesetzes keine Anwendung. 

§ 11 

(1) Personen, die am letzten Tag des Monats der 
Verkündung dieses Gesetzes nach der Verordnung 
über die Krankenversicherung für Kriegshinterblie- 
bene im Saarland in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 20. April 1959 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 742), geändert durch Artikel 3 Nr. 3 des 
Gesetzes Nr. 676 vom 27. Juni 1959 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1073), versichert sind, können ihre 
Versicherung freiwillig fortsetzen, wenn sie dies 
der Kasse binnen drei Monaten nach dem oben ge- 
nannten Zeitpunkt anzeigen. Für ihre Versicherung 
gelten die Vorschriften der Reichsversicherungs- 
ordnung. 

(2) Für Personen, die vor dem ersten Tag des 
Monats, der auf die Verkündung dieses Gesetzes 
folgt, einen Antrag auf Versorgungsgebührnisse ge- 
stellt haben, über den noch nicht endgültig entschie- 
den ist, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, daß sie ihre 
Versicherung freiwillig fortsetzen können, wenn sie 
im Zeitpunkt der Antragstellung freiwillig ver- 
sichert waren oder das Recht auf freiwillige Weiter- 
versicherung hatten. 

§ 12 

Sofern sich in einzelnen Fällen aus § 1 Härten er- 
geben, kann mit Zustimmung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung, in Fällen der Kriegs- 
opferfürsorge des Bundesministers des Innern, ein 
Ausgleich gewährt werden. 
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§ 13 

Die auf Grund dieses Gesetzes zu gewährenden 
Leistungen sind wie Renten nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz zu behandeln. 


Artikel II 

Einführung des Gesetzes über die Unterhaltsbei- 
hilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 

§ 1 

Das Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für Ange- 
hörige von Kriegsgefangenen in der Fassung vom 
30. April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 262), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Kriegsopferrechts vom 27. Juni 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 453), wird mit Wirkung vom 1. Juni 
1960 im Saarland eingeführt. 

§ 2 

Die Vorschriften des Artikels I gelten für den 
von der Einführung des Gesetzes über die Unter- 
haltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 
im Saarland betroffenen Personenkreis entsprechend, 
§ 12 jedoch mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung der 
Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte tritt. 


Artikel III 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Mit den sich aus Artikel I § 1 Abs. 1 und Arti- 
kel II ergebenden Zeitpunkten treten alle entgegen- 
stehenden oder inhaltsgleichen Rechtsvorschriften 
des Saarlandes außer Kraft. 

§ 2 

Stellen Personen, die durch die Einführung des 
Bundesversorgungsgesetzes oder des Gesetzes über 
die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegs- 
gefangenen im Saarland erstmals anspruchsberech- 
tigt werden, innerhalb von sechs Monaten nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes den Antrag, beginnen die 
Leistungen mit dem Monat, in dem ihre Vorausset- 
zungen erfüllt sind, frühestens mit dem 1. Juni 1960. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S, 1) auch im Land Berlin, 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1960 
in Kraft. 


Begründung 


A. 

Allgemeiner Teil 

Von der allgemeinen Einführung des Bundesrechts 
im Saarland durch das Gesetz zur Einführung von 
Bundesrecht im Saarland vom 30. Juni 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 313) ist das Bundesversorgungs- 
gesetz mit den zu seiner Durchführung erlassenen 
Rechtsverordnungen und das Gesetz über die Unter- 
haltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 
ausgenommen worden (§ 2 IV. A. Nr. 5, 6, 8, 10, 12 
und 31 sowie C. Nr. 1 und 2 des genannten Geset- 
zes). Nach Artikel IV § 2 des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Kriegsopferrechts vom 
27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 453) soll die Ein- 
führung des Bundesversorgungsgesetzes im Saar- 
land durch besonderes Gesetz erfolgen. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 181, Sitzung 
am 14. Dezember 1956 folgende Entschließung ge- 
faßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

bei der Eingliederung des Saarlandes dafür zu 
sorgen, daß bei den Beamten, Angestellten und 
Arbeitern und bei den Empfängern von Sozial- 
leistungen im Saarland, soweit sie am 1. Januar 
1957 Einwohner des Saarlandes waren, der 
Besitzstand gewahrt bleibt." 


Der Bundesrat hat in seiner 169. Sitzung am 21, De- 
zember 1956 eine gleichlautende Entschließung ge- 
faßt. 

Da die Versorgung nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz nicht in jedem Einzelfall günstiger ist als 
nach den Rechtsvorschriften des Saarlandes, bedeu- 
ten diese Entschließungen der Gesetzgebungsorgane, 
daß das Einführungsgesetz Vorschriften enthalten 
muß, durch die Leistungsverschlechterungen bei den 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens des BVG im Saar- 
land anerkannten Versorgungsberechtigten vermie- 
den werden, daß also ihr persönlicher Besitzstand 
gewahrt bleibt. 

Der Landtag des Saarlandes hat in seiner 90. Sitzung 
am 15. November 1960 folgenden Beschluß gefaßt: 

„Die Regierung des Saarlandes wird gebeten, 
bei dem Herrn Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung darauf hinzuwirken, daß in dem 
in Vorbereitung befindlichen Entwurf des Ge- 
setzes über die Einführung des Bundesversor- 
gungsgesetzes im Saarland Bestimmungen auf- 
genommen werden, wonach die auch nach Ver- 
abschiedung des 1. Neuordnungsgesetzes zum 
Bundesversorgungsgesetz teilweise an der Saar 
bestehenden besseren materiellen wie recht- 
lichen Leistungen in der Kriegsopferversorgung 
so lange erhalten bleiben, bis sie durch spätere 
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Novellen zum Bundesversorgungsgesetz aufge- 
fangen werden. 

Es muß durch das Einführungsgesetz erreicht 
werden, daß grundsätzlich die Überleitung des 
saarländischen Versorgungsgesetzes in das 
bundesdeutsche Recht so sinnvoll durchgeführt 
wird, daß kein Leistungsempfänger an der Saar 
Schaden erleidet." 

Mit diesem Beschluß verlangt der Landtag, wie sich 
auch aus der Entstehungsgeschichte dieses Beschlus- 
ses ergibt, daß über die Erhaltung des persönlichen 
Besitzstandes hinaus das weitergehende Recht des 
Saarlandes ganz allgemein erhalten bleibt, und 
zwar ohne zeitliche Befristung so lange, bis durch 
Novellen zum BVG eine Angleichung des bundes- j 
deutschen Rechts an das saarländische Recht herbei- j 
geführt ist. Durch eine solche Maßnahme würde auf j 
unbestimmte Zeit im Gebiet der Bundesrepublik für 
den gleichen Personenkreis unterschiedliches Recht 
gelten. 

Der vorliegende Entwurf wird den vorerwähnten 
Willensbekundungen der Gesetzgebungsorgane des j 
Bundes gerecht; er stellt sicher, j 

1. daß der persönliche Besitzstand gewahrt bleibt, 
d. h. niemand erhält nach der Ablösung der 
Rechtsvorschriften des Saarlandes durch das 
Bundesversorgungsgesetz geringere Gesamt- 
bezüge, 

2. daß die einmal gegebene Zugehörigkeit zum 
versorgungsberechtigten Personenkreis nicht auf- 
gehoben wird, d. h. daß die bisher versorgten 
Personen weiterhin Versorgung erhalten, auch 
wenn sie nicht unter das BVG fallen, 

3. daß die nach den Rechtsvorschriften des Saar- I 
landes getroffenen grundlegenden Entscheidun- 
gen auch für die Entscheidung nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz rechtsverbindlich sind. 


B. 

Besonderer Teil 


Zu Artikel I 

Zu § 1 

1. Durch das Inkraftsetzen des Bundesversorgungs- 
gesetzes im Saarland mit dem 1. Juni 1960 wird 
sichergestellt, daß die durch das Erste Neuordnungs- 
gesetz verbesserten Leistungen vom gleichen Zeit- 
punkt an auch den saarländischen Kriegsopfern zu- 
gute kommen. 

2. Die abweichende Regelung für die §§ 10 bis 13 
Abs. 1 und 2 sowie für^ die §§ 14 bis 27 e BVG er- 
gibt sich aus dem Wesen dieser Vorschriften, da 
die Maßnahmen der Heilbehandlung, Versehrten- 
leibesübungen, Krankenbehandlung sowie der 
Kriegsopferfürsorge sich einer rückwirkenden Rege- 
lung entziehen. Falls jedoch vor Verkündung dieses 
Gesetzes Maßnahmen der beruflichen Fortbildung, 


Umschulung, Ausbildung sowie Schulausbildung 
durchgeführt werden, soll der Beitrag zur Sicherung 
des Lebensunterhalts für den Beschädigten und 
seine Familie während der Förderungsmaßnahme 
bereits nach Maßgabe des § 26 BVG in Verbindung 
mit der Verordnung zur Kriegsopferfürsorge ge- 
währt werden. Es soll vor allem im Hinblick auf die 
erheblichen Unterschiede zwischen den im Saarland 
geltenden Vorschriften und den Vorschriften des 
§ 19 BVG über den den Trägern der Krankenver- 
sicherung zu leistenden Kostenersatz sichergestellt 
werden, daß nachträgliche rückwirkende Ausgleiche 
zwischen den Verwaltungsbehörden der Kriegs- 
opferversorgung und den Trägern der Krankenver- 
sicherung im Hinblick auf verwaltungsmäßige 
Schwierigkeiten unterbleiben. 

3. Durch Absatz 1 ist weiter sichergestellt, daß die 
Leistungen nach § 13 Abs. 3 und 4 BVG (Kosten- 
ersatz für Blindenführhund, Pauschbetrag als Ersatz 
für Mehrverschleiß an Kleidern und Wäsche) und 
die nach § 26 BVG während der beruflichen Fort- 
bildung, Umschulung, Ausbildung oder Schulausbil- 
idung gewährten Unterhaltsbeiträge, für die die 
unter Nummer 2 aufgezeigten Bedenken nicht zu- 
treffen, wie Rentenleistungen mit dem 1. Juni 1960 
gewährt werden. Deshalb war es notwendig, in 
Absatz 2 für das Inkrafttreten der Verordnung zur 
Durchführung des § 13 des Bundesversorgungs- 
gesetzes und der Verordnung zur Kriegsopferfür- 
sorge eine besondere Regelung zu treffen. 

Zu § 2 

1. Mit Absatz 1 wird erreicht, daß über die Frage 
des ursächlichen Zusammenhanges nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz nicht anders als vorher nach 
den Rechtsvorschriften des Saarlandes entschieden 
werden kann. Was § 85 BVG für die vor Inkraft- 
treten des BVG (1. Oktober 1950) getroffenen Ent- 
scheidungen bedeutet, bedeutet Absatz 1 für die 
nach den Rechtsvorschriften des Saarlandes getrof- 
fenen Entscheidungen. Durch Satz 2 soll klargestellt 
werden, daß auf die vor dem Zusammenbruch im 
Jahre 1945 nach Reichsrecht getroffenen Entschei- 
dungen § 85 BVG anzu wenden ist. 

2. Absatz 2 Satz 1 ist bedeutend für die nach den 
Rechtsvorschriften des Saarlandes getroffenen Ver- 
waltungsentscheidungen, die auf Grund der genann- 
ten, bis zum 1. März 1949 (Tag des Inkraftretens 
des Gesetzes Nr. 81 betreffend die Einführung des 
Spruch- und Beschwerdeverfahrens in Versorgungs- 
sachen usw. vom 11. Februar 1949 — Amtsblatt des 
Saarlandes S. 284) weitergeltenden Bestimmungen 
keiner gerichtlichen Nachprüfung unterlagen. Diese 
Vorschrift ist § 85 Satz 2 BVG a. F. nachgebil- 
det. Satz 2 ist für die Fälle bedeutend, in denen 
die Frage des ursächlichen Zusammenhanges vor 
dem Zusammenbruch im Jahre 1945 nach Reichs- 
recht verneint worden ist. Diese Regelung ist not- 
wendig, um den Bewohnern des Saarlandes die 
gleichen rechtlichen Möglichkeiten einzuräumen, wie 
sie für die Bewohner des übrigen Bundesgebietes 
auf Grund des § 85 Satz 2 BVG a. F. in der Zeit 
vom 1. Oktober 1950 bis zum 30. September 1951 
bestanden haben. 
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Zu § 3 

1. Absatz 1 bildet die Rechtsgrundlage für eine 
Fortzahlung der nach den Rechtsvorschriften des 
Saarlandes festgestellten Versorgungsbezüge bis 
zur Umstellung. Damit ist die Zeit zwischen Inkraft- 
treten der bundesgesetzlichen Regelungen und der 
Umstellung der Versorgung auf das neue Recht 
überbrückt. 

2. Absatz 2 macht es möglich, die Versorgung ohne 
eine an sich notwendige ärztliche Untersuchung be- 
schleunigt umzustellen; er ist der Vorschrift des 
§ 86 Abs. 3 BVG a. F. nachgebildet und entspre- 
chend den im Zusammenhang mit dieser Vorschrift 
gesammelten Erfahrungen ergänzt worden. 

Zu § 4 

1. Diese Vorschrift regelt die Erhaltung des per- 
sönlichen Besitzstandes in der Weise, daß die nach 
dem BVG zustehenden Versorgungsbezüge den Be- 
zügen gegenüberzustellen sind, die nach den Rechts- 
vorschriften des Saarlandes zu zahlen gewesen 
wären. Der sich ergebende Unterschiedsbetrag 
zwischen den Gesamtbezügen, die nach dem BVG 
und den Rechtsvorschriften des Saarlandes errech- 
net worden sind, ist dem Berechtigten als Ausgleich 
zu zahlen. 

2. Die zeitliche Begrenzung für die Zahlung des 
Ausgleichs ist vertretbar, weil es verwaltungsmäßig 
zu schwierig wäre, über den Zeitraum von fünf 
Jahren hinaus die Bezüge nach zweierlei Recht zu 
ermitteln und einander gegenüberzustellen, und die- 
ser Zeitraum auch ausreicht, damit sich der Berech- 
tigte auf geringere Bezüge umstellen kann. Inner- 
halb des fünfjährigen Zeitraumes ist der jeweilige 
Unterschiedsbetrag festzustellen, d. h. bei jeder 
Änderung der Verhältnisse ist eine Vergleichsbe- 
rechnung anzustellen. 

3. Durch Absatz 3 soll eine Doppelversorgung ver- 
mieden werden: Besteht der Ausgleich ganz oder 
zum Teil aus einem Betrag in Höhe einer Aus- 
bildungsbeihilfe, wie sie im Saarland bisher von den 
Versorgungsämtern gewährt wurde, so ist ein ent- 
sprechender Betrag auf die für den gleichen Zweck 
bestimmte, nunmehr von den Hauptfürsorgestellen 
oder Fürsorgestellen für Kriegsbeschädigte und 
Kriegshinterbliebene zu gewährende Erziehungsbei- 
hilfe anzurechnen. 

Zu § 5 

1. Das BVG ist nicht auf alle nach den Rechtsvor- 
schriften des Saarlandes anspruchsberechtigten Per- 
sonen anwendbar, z. B. für 

Witwen- und Waisenbeihilfe, wenn der Verstor- 
bene bis zum Tode Rente nach einer MdE um 
50 bis 70 v. H. bezogen hat, 

Dienstleistungen im sudetendeutschen Freikorps 
einschließlich dessen Vorkämpferorganisationen, 

Dienstleistungen in der SA-Standarte „Feldherrn- 
halle" in der Zeit vom 20. Juni 1938 bis 30. April 
1939 und ab Kriegsbeginn. 


Für die in Betracht kommenden Personengruppen 
soll der persönliche Besitzstand in Anlehnung an 
die im Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetzes im Saarland vorgesehene Regelung in der 
Weise gewahrt werden, daß weiterhin Versorgung 
nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Saarlan- 
des gewährt wird. Rechtsgrundlage für die Zahlung 
dieser Bezüge ist § 5, während die durch Artikel III 
§ 1 aufgehobenen Vorschriften des Saarlandes ledig- 
lich zur Bestimmung des Umfangs des Anspruchs 
heranzuziehen sind. 

2. Wenn aber wegen des gleichen Körperschadens 
oder des Verlustes des Ernährers Ansprüche nach 
einem anderen Gesetz bestehen oder künftig be- 
stehen werden, ist es nicht gerechtfertigt, diesem 
Personenkreis auch weiterhin die Leistungen nach 
§ 5 zu belassen (Satz 2). 

Zu § 6 

Nach den Rechtsvorschriften des Saarlandes sind in 
einer Reihe von Fällen Härteausgleiche, zum Teil 
auf Grund früherer versorgungsrechtlicher Vorschrif- 
ten (z. B. nach Artikel 2 des Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Ver- 
sorgungssachen vom 3. Juli 1934 — Reichsgesetzbl. I 
S. 544 — ; nach Anlage 11 zum RVG — - bei 
nur zeitlichem Zusammenhang zwischen einer 
Gesundheitsstörung und einer Dienstleistung 
gewährt worden, die in den Vorschriften des 
BVG nicht vorgesehen sind. Der persönliche 
Besitzstand soll für diesen Personenkreis — so- 
weit er nicht für einen Härteausgleich nach 
§ 89 BVG in Betracht kommt — in der Form erhal- 
ten bleiben, daß der im Zeitpunkt der Verkündung 
des Gesetzes gezahlte Betrag in dieser Höhe als 
Zuwendung weitergezahlt werden kann. Eine Er- 
höhung findet nicht mehr statt. 

Zu § 7 

Die Vorschrift ist notwendig, weil nach den Rechts- 
vorschriften des Saarlandes als Heiratsabfindung 
das Sechsunddreißigfache und nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz das Fünfzigfache der monatlichen 
Grundrente gewährt wird. 

Zu § 8 

Um Härten zu vermeiden, ist die Ernährereigen- 
schaft des Verstorbenen nicht mehr zu prüfen, wenn 
nach den Rechtsvorschriften des Saarlandes bereits 
einmal Elternrente gewährt worden ist. 

Zu § 9 

Diese Vorschrift gewährleistet, daß die für die Be- 
willigung einer Kapitalabfindung maßgebenden 
Vorschriften auch bis zum Ablauf des Abfindungs- 
zeitraumes maßgebend bleiben. 

Zu § 10 

Durch diese Vorschrift soll eine nachträgliche Kür- 
zung eines bereits gewährten Bestattungsgeldes 
vermieden werden. 
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Zu § 11 

Nach dem geltenden Recht sind u, a. Hinterbliebene, 
die im Saarland wohnen und Versorgungsgebühr- 
nisse vom Versorgungsamt beziehen oder deren 
Anspruch auf Versorgungsgebührnisse ruht, für den 
Fall der Krankheit und der Mutterschaft in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung versichert. Mit § 11 
soll es den bisher Versicherten ermöglicht werden, 
freiwillig ihre Versicherung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung fortzusetzen. Für die Aufrecht- 
erhaltung einer Pflichtversicherung besteht kein 
Grund, da die meisten Hinterbliebenen nach dem 
BVG Anspruch auf Krankenbehandlung haben (§10 
Abs. 3 Buchstabe c BVG). Eine Ausnahme besteht 
allerdings für den Personenkreis des § 5, für den 
der Versicherungsschutz in der ursprünglichen Form 
erhalten bleibt. 

Zu § 12 

Mit dieser Vorschrift sollen Härten, die sich in ein- 
zelnen Fällen aus der Ablösung der Rechtsvorschrif- 
ten des Saarlandes durch das Bundesversorgungs- 
gesetz ergeben können, ausgeglichen werden. 

Zu § 13 

Diese Vorschrift bedeutet, daß vor allem die §§ 66 
bis 71 und 81 BVG auf die nach diesem Gesetz zu 
gewährenden Leistungen entsprechend anzuwenden 
sind. 


Zu Artikel II 

Zu § 1 

Die nach dem Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe 
für Angehörige von Kriegsgefangenen berechtigten 
Personen erhalten die gleichen Leistungen, auf die 
Kriegshinterbliebene Anspruch haben (§ 3 Abs. 1). 
Nach der Einführung des Bundesversorgungsgeset- 
zes im Saarland, das u. a. die Ansprüche der Kriegs- 
hinterbliebenen regelt, steht der Einführung des 
Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe für Kriegsgefan- 
gene nichts mehr entgegen. Mit der Einführung die- 
ses Gesetzes wird das saarländische Gesetz Nr. 140 
über die Gewährung einer Versorgung an Ange- 
hörige in Kriegsgefangenschaft befindlicher oder im 
Zusammenhang mit Kriegsereignissen vermißter 
bzw. verschleppter Personen vom 28. Dezember 1949 
hinfällig. 

Zu § 2 

Mit dieser Vorschrift soll vor allem sichergestellt 
werden, daß auch für die von der Einführung des 
Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe für Angehö- 
rige von Kriegsgefangenen betroffenen Personen 
der Besitzstand gewahrt bleibt. 


Zu Artikel III 

Zu § 1 

Ziel dieser Vorschrift ist es, alle Rechtsvorschriften 
des Saarlandes außer Kraft treten zu lassen, die die 


Kriegsopferversorgung und die Versorgung der An- 
gehörigen von Kriegsgefangenen zum Gegenstand 
haben. Soweit nicht bereits anderweitig aufgehoben, 
kommen im wesentlichen in Betracht: 

1. der Erlaß über die vorläufige Regelung der 
Rentenzahlungen an die Kriegsbeschädigten 
und Kriegshinterbliebenen im Saargebiet vom 
20. Oktober 1945 (Amtsblatt des Regierungs- 
präsidiums Saar S. 39), 

2. die Verordnung zur Abänderung des Erlasses 
des Regierungspräsidiums Saar S. 39) vom 
ber 1945 über die vorläufige Regelung der Ren- 
tenzahlungen an die Kriegsbeschädigten und 
Kriegshinterbliebenen im Saargebiet (Amtsblatt 
des Regierungspräsidiums Saar 1945 S. 39) vom 
7. April 1948 (Amtsblatt des Saarlandes S. 425), 

3. die Verordnung über die Regelung der Ver- 
sorgungsheilbehandlung für Kriegsbeschädigte 
und ihnen gleichgestellte Personen vom 11. De- 
zember 1946 (Amtsblatt des Saarlandes 1947 
S. 88), 

4. das Gesetz Nr. 22 über die einheitliche Rege- 
lung und Neufestsetzung der Versorgungsge- 
bührnisse der Kriegsbeschädigten, Kriegshinter- 
bliebenen und ihnen gleichgestellten Personen 
sowie über die Versorgung einer bestimmten 
Gruppe ehemaliger Angehöriger der Wehr- 
macht und ihrer Hinterbliebenen vom 23. Juni 
1948 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1004), 

5. das Gesetz Nr. 57 zur Änderung des Gesetzes 
über die einheitliche Regelung und Neufestset- 
zung der Versorgungsgebührnisse der Kriegs- 
beschädigten, der Kriegshinterbliebenen und 
der ihnen gleichgestellten Personen sowie über 
die Versorgung einer bestimmten Gruppe ehe- 
maliger Angehöriger der Wehrmacht und ihrer 
Hinterbliebenen vom 23. Juni 1948 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1004) vom 13. Dezember 1948 
(Amtsblatt des Saarlandes 1949 S. 77), 

6. das Gesetz Nr. 146 zur Änderung des Gesetzes 
über die einheitliche Regelung und Neufestset- 
zung der Versorgungsgebührnisse der Kriegsbe- 
schädigten, der Kriegshinterbliebenen und der 
ihnen gleichgestellten Personen sowie über die 
Versorgung einer bestimmten Gruppe ehemali- 
ger Angehöriger der Wehrmacht und ihrer Hin- 
terbliebenen vom 23. Juni 1948 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1004) und des Änderungsgesetzes 
hierzu vom 13. Dezember 1948 (Amtsblatt des 
Saarlandes 1949 S. 77) sowie der §§ 36, 52, 54 
und 74 des Gesetzes über die Versorgung der 
Militärpersonen und ihrer Hinterbliebenen bei 
Dienstbeschädigung (Reichs Versorgungsgesetz) 
vom 12. Mai 1920 (Reichsgesetzbl. S. 989) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. April 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 663) vom 27. Januar 1950 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 220), 

7. das Gesetz Nr. 191 zur Ergänzung der Verord- 
nung über die Entschädigung von Personen- 
schäden (Personenschädenverordnung) vom 
1. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1623) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. No- 


7 



Drucksache 2690 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


vember 1940 (Reichsgesetzbl. I S, 1482) vom I 
30. Juni 1950 (Amtsblatt des Saarlandes S. 795), j 

8. das Gesetz Nr. 235 über weitere Verbesserun- 
gen in der Kriegsopferversorgung vom 31. Ja- 
nuar 1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 607), 

9. das Gesetz Nr. 259 zur Änderung des Gesetzes 
Nr. 235 über weitere Verbesserungen in der 
Kriegsopferversorgung vom 31. Januar 1951 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 607) vom 6. Juli 
1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 919), 

10. das Gesetz Nr. 274 über die Gewährung einer 
Abfindung im Falle der Wiederverheiratung an 
Kriegerwitwen vom 11. Juli 1951 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1352), 

11. das Gesetz Nr. 291 über die Gewährung einer 
Teuerungszulage an die Kriegsbeschädigten, 
Kriegshinterbliebenen und ihnen gleichgestell- 
ten Personen vom 29, Dezember 1951 (Amtsblatt 
des Saarlandes 1952 S. 82), 

12. die Verordnung zur Änderung der Ergänzungs- 
bestimmungen zur Verordnung vom 8. Mai 1929 
zur Durchführung des Reichsversorgungsgeset- 
zes § 7 (Erg. B) vom 14. Januar 1952 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 278), 

13. das Gesetz Nr. 336 zur Erhöhung der Einkom- 
mensgrenzen für die Gewährung der Eltern- 
rente und des Zuschusses zur Elternrente in der 
Kriegsopferversorgung vom 18. Juni 1952 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 885), 

14. das Gesetz Nr. 360 zur Erhöhung der Leistun- 
gen an Kriegsbeschädigte, Kriegshinterbliebene 
und ihnen gleichgestellte Personen vom 7. No- 
vember 1952 (Amtsblatt des Saarlandes 1953 
S. 16), 

15. das Gesetz Nr. 64 über Fürsorge und Versor- 
gung für Besatzungspersonenschäden vom 
22. Dezember 1948 (Amtsblatt des Saarlandes 
1949 S. 106) in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 369 zur Erweiterung des Personenkreises 
usw. vom 10. April 1953 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 298), 

16. das Gesetz Nr. 425 zur Erhöhung der Entschä- 
digung für den Unterhalt von Führhunden von 
Kriegsblinden bzw. Erhöhung der Beihilfe für 
besondere Unkosten an Stelle eines Führhundes 
vom 7. Juli 1954 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 897), 

17. das Gesetz Nr. 434 zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes Nr. 360 zur Erhöhung der 
Leistungen an Kriegsbeschädigte, Kriegshinter- 
bliebene und ihnen gleichgestellte Personen 
vom 7. November 1952 (Amtsblatt des Saar- 
landes 1953 S. 16) vom 7. Juli 1954 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 899), 

18. die Zweite Verordnung zur Änderung der Er- 
gänzungsbestimmungen zur Verordnung vom 
8. Mai 1929 zur Durchführung des Reichsver- 
sorgungsgesetzes § 7 (Erg.B) vom 1. April 1955 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 456), 

19. das Gesetz Nr. 140 über die Gewährung einer 
Versorgung an Angehörige in Kriegsgefangen- 


schaft befindlicher oder im Zusammenhang mit 
Kriegsereignissen vermißter bzw. verschleppter 
Personen vom 28. Dezember 1949 (Amtsblatt 
des Saarlandes 1950 S. 99) in der Fassung des 
Gesetzes Nr. 492, Viertes Gesetz über die Ver- 
längerung der Geltungsdauer des Gesetzes 
Nr. 14 usw., vom 16. März 1956 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 433), 

20. die Dritte Verordnung zur Änderung der Er- 
gänzungsbestimmungen zur Verordnung vom 
8. Mai 1929 zur Durchführung des Reichsver- 
sorgungsgesetzes § 7 (Erg.B.) vom 6. Juni 1956 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 789), 

21. die Verordnung zur Änderung und Ergänzung 
der Verordnung zur Durchführung des § 7 des 
Reichsversorgungsgesetzes vom 8. Mai 1929 
(Reichsgesetzbl. I S. 93) vom 6. Juni 1956 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 790), 

22. das Gesetz Nr. 515 über Änderungen auf dem 
Gebiete der Kriegsopferversorgung und Neufas- 
sung von Vorschriften des Reichsversorgungs- 
gesetzes vom 9. Juli 1956 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 957), 

23. die Zweite Verordnung zur Ergänzung der Ver- 
ordnung zur Durchführung des § 7 des Reichs- 
versorgungsgesetzes vom 8. Mai 1929 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 93) vom 18. Mai 1957 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 447), 

24. die Dritte Verordnung zur Ergänzung der Ver- 
ordnung zur Durchführung des § 7 des Reichs- 
versorgungsgesetzes vom 8. Mai 1929 (Reichs- 
gesestzbl. I S. 93) vom 18. Mai 1957 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 447), 

25. die Vierte Verordnung zur Änderung der Er- 
gänzungsbestimmungen zur Verordnung vom 
8. Mai 1929 zur Durchführung des Reichs Ver- 
sorgungsgesetzes § 7 (Erg.B.) vom 18. Mai 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 448), 

26. die Fünfte Verordnung zur Änderung der Er- 
gänzungsbestimmungen zur Verordnung vom 
8. Mai 1929 zur Durchführung des Reichsver- 
sorgungsgesetzes § 7 (Erg.B.) vom 18. Mai 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 448), 

27. das Gesetz Nr. 595 über Änderungen auf dem 
Gebiet der Kriegsopferversorgung und Neufas- 
sung von Vorschriften des Reichsversorgungs- 
gesetzes vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1047), 

28. die Verordnung zur Durchführung des § 21 des 
Reichsversorgungsgesetzes vom 1. März 1958 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1071), 

29. die Verordnung über die Krankenversicherung 
für Kriegshinterbliebene im Saarland vom 
29. Oktober 1946 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 243) in der Fassung des Artikels 3 Nummer 3 
des Gesetzes Nr. 676 zur Änderung weiterer 
sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften im 
Saarland vom 27. Juni 1959 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1073), 

30. das Gesetz Nr. 682 über die Änderung des 
Reichsversorgungsgesetzes, die Gewährung 


8 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2690 


einer Ausgleichszulage und Überbrückungshilfe 
zu den Versorgungsgebührnissen nach dem 
Reichsversorgungsgesetz vom 3. Juli 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1077), 

31. die Vierte Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung zur Durchführung des § 7 des Reichs- 
versorgungsgesetzes vom 8. Mai 1929 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 93) vom 14. August 1959 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 1256), 

32. die Sechste Verordnung zur Änderung der Er- 
gänzungsbestimmungen zur Verordnung vom 
8. Mai 1929 zur Durchführung des Reichsversor- 
gungsgesetzes § 7 (Erg.B.) vom 14. August 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1257), 

33. das Gesetz über die Versorgung der Militär- 
personen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienst- 
beschädigung (Reichsversorgungsgesetz) vom 
12. Mai 1920 (Reichsgesetzbl. S. 989) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. April 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 663), 

34. das Gesetz über die Versorgung der vor dem 

11. August 1914 aus der Wehrmacht ausgeschie- 
denen Militärpersonen und ihrer Hinterbliebe- 
nen (Altrentnergesetz) vom 18. Juni 1921 
(Reichsgesetzbl. S. 953) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. Dezember 1927 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 515, 531), 

35. das Gesetz über den Ersatz der durch den Krieg 
verursachten Personenschäden (Kriegspersonen- 
schädengesetz) vom 15. Juli 1922 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 620) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 22. Dezember 1927 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 515, 533), 

36. das Gesetz über den Ersatz der durch die Beset- 
zung deutschen Reichsgebietes verursachten 
Personenschäden (Besatzungspersonenschäden- 
gesetz) vom 17. Juli 1922 (Reichsgesetzbl. S. 624) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 

12. April 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 103), 

37. das Gesetz über die Versorgung der Angehöri- 
gen des Reichsheeres und der Reichsmarine so- 
wie ihrer Hinterbliebenen (Wehrmachtversor- 
gungsgesetz) vom 4. August 1921 (Reichsgesetz- 
blatt S. 993) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. September 1925 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 349), 

38. das Fürsorge- und Versorgungsgesetz für die 
ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht und 
ihrer Hinterbliebenen — Wehrmachtfürsorge- 
und -Versorgungsgesetz — vom 26. August 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1077), 

39. das Fürsorge- und Versorgungsgesetz für die 
ehemaligen Angehörigen der Wehrmacht bei 
besonderem Einsatz und ihre Hinterbliebenen 
— Einsatzfürsorge- und -Versorgungsgesetz — 
vom 6. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1217), 

40. die Verordnung über die Entschädigung von 
Personenschäden (Personenschädenverordnung) 


vom 1. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1623) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. November 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1482), 

41. das Fürsorge- und Versorgungsgesetz für die 
ehemaligen Angehörigen des Reichsarbeitsdien- 
stes und ihre Hinterbliebenen (Reichsarbeits- 
dienstversorgungsgesetz) vom 8. September 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1158) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. September 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1253), 

42. das Fürsorge- und Versorgungsgesetz für die 
weiblichen Angehörigen des Reichsarbeitsdien- 
stes und ihre Hinterbliebenen (Reichsarbeits- 
dienstversorgungsgesetz WJ) vom 20. Dezem- 
ber 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1631), 

43. das Gesetz über die Versorgung der Kämpfer 
für die nationale Erhebung vom 27. Februar 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 133), 

44. die §§ 19 bis 32 des Gesetzes Nr. 587 über die 
Angleichung fürsorgerechtlicher Bestimmungen 
an die Gesetzgebung in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 8. Juni 1957 (Amtsblatt des 
Saarlandes 1958 S. 133). 

Um sicherzugehen, daß nicht einzelne Bestimmun- 
gen übersehen worden sind, ist auf eine Aufzählung 
im Gesetzentwurf verzichtet worden. 

Zu § 2 

Mit dieser Vorschrift sollen Rechtsnachteile, die 
durch die rückwirkende Einführung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes oder des Gesetzes über die Unter- 
haltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 
entstehen könnten, vermieden werden. 


C. 

Finanzieller Teil 

I. 

Dieses Gesetz wird nach Artikel 83 des Grundgeset- 
zes von den Ländern (vor allem vom Saarland) als 
eigene Angelegenheit ausgeführt. Wenn auch die 
Regelungen der §§ 4 und 5 des Entwurfs gewisse 
verwaltungsmäßige Belastungen mit sich bringen, 
kann doch davon ausgegangen werden, daß das bei 
den Versorgungsämtern des Saarlandes vorhandene 
Personal weiterhin ausreicht, so daß Mehraufwen- 
dungen an Sach- und Verwaltungskosten nicht ent- 
stehen werden. 

II. 

Die Aufwendungen für die Versorgung der Kriegs- 
opfer und der Angehörigen von Kriegsgefangenen 
im Saarland werden auf Grund des 5. Überleitungs- 
gesetzes vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 335) 
bereits ab 1. Januar 1960 vom Bund getragen. Für 
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die Ermittlung des mit dem Einführungsgesetz ver- 
bundenen finanziellen Aufwandes sind nur die Be- 
träge bedeutend, um die die Leistungen nach dem 
BVG höher sind als die Leistungen nach den Rechts- 
vorschriften des Saarlandes. Ein finanzieller Mehr- 
aufwand ist somit nur mit dem Inkraftsetzen des 
Bundesversorgungsgesetzes verbunden, während die 


der Besitzstandswahrung dienenden Vorschriften des 
Entwurfs keine Mehrkosten verursachen. 

Bei Berücksichtigung der in der „Berechnung des 
Geldbedarfs für Rentenleistungen nach dem Reichs- 
versorgungsgesetz" — Rechnungsjahr 1961 — aus- 
gewiesenen Empfängerzahlen ergibt sich ein Mehr- 
bedarf je Haushaltsjahr von 8,5 Millionen DM. 
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Drucksache 2690 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 4 Abs. 1 

a) In Satz 1 sind eingangs nach dem Wort „Bun- 
desversorgungsgesetz" die Worte „oder der I 

nach § 5 Abs. 1" einzufügen. i 

i 

Begründung 

Die Ergänzung stellt die einheitliche Behand- 
lung der in § 5 erfaßten Berechtigten, deren 
Versorgungsberechtigung im BVG nicht ge- 
regelt ist, mit den nach dem BVG Versor- 
gungsberechtigten hinsichtlich der Wahrung 
des persönlichen Besitzstandes sicher. 

b) Am Schluß des Satzes 1 sind die Worte „läng- 
stens bis zum 31. Dezember 1965" zu streichen. 

Begründung 

Es läßt sich nicht voraussehen, ob bis zum 
31. Dezember 1965 durch Verbesserung der 
Leistungen des BVG der Unterschied zu den 
Leistungen des Reichsversorgungsgesetzes 
ausgeglichen ist. 

2. § 4 Abs. 2 

ist wie folgt zu ergänzen: 

„ , sowie für Berechtigte, die am Tage der Ver- 
kündung dieses Gesetzes das 60. Lebensjahr er- 
reicht haben, einen Antrag auf Leistungen jedoch 
erst nach Verkündung dieses Gesetzes stellen." 

Begründung 

Häufig ergibt sich bei Versorgungsberechtigten 
im Alter eine Verschlimmerung der Leiden, die 
Anlaß zu einer Neufestsetzung der Renten geben 
kann. Nach § 62 BVG ist ein derartiger Antrag 
als neuer Antrag zu behandeln. Auch für ältere 
Kriegsbeschädigte, die noch keinen Antrag ge- 
stellt haben, ist deshalb eine übergangsfrist er- 
forderlich. 


3. § 5 

erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Sieht das Bundesversorgungsgesetz für 
einen Personenkreis, dem bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nach den Rechtsvorschriften des 
Saarlandes (Artikel III § 1) Versorgung als 
Rechtsanspruch oder als Kannleistung gewährt 
worden ist oder auf Grund eines vor Verkün- 
dung dieses Gesetzes gestellten Antrages zuge- 
standen hätte, keine Versorgung vor, werden 
Leistungen nach Maßgabe der §§ 10 bis 85 des 
Bundesversorgungsgesetzes gewährt. Das gilt 
nicht, wenn wegen des gleichen Körperschadens ! 
oder Verlustes des Ernährers ein anderes Gesetz ! 


anwendbar äst. Die §§ 41 und 42 des Gesetzes 
über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopfer- 
versorgung, zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung des Kriegsopfer- 
rechts vom 27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 453), werden durch Satz 1 nicht berührt. 

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 sind zu ent- 
ziehen, wenn Verhältnisse eintreten, bei deren 
Vorliegen die Versorgung nach den Rechtsvor- 
schriften des Saarlandes ebenfalls entzogen wor- 
den wäre. Sind die Leistungen einmal weg- 
gefallen, ist Absatz 1 nicht mehr anwendbar, 
auch wenn die für den Wegfall maßgebenden 
Verhältnisse sich ändern." 

Begründung 

Nach § 5 der Regierungsvorlage sollen die Per- 
sonen, deren Versorgung in den Rechtsvorschrif- 
ten des Saarlandes als Anspruchs- oder Kann- 
leistung vorgesehen, aber im BVG nicht geregelt 
ist, die bisherigen Leistungen auch nach der Ein- 
führung des BVG weiterbeziehen. Es handelt sich 
in der Hauptsache um die Witwen- und Waisen- 
beihilfe nach den §§ 40 und 42 RVG für Witwen 
und Waisen von Schwerbeschädigten, die im 
Zeitpunkt des Todes Anspruch auf Rente nach 
einer MdE von 50 bis 70 v. H. hatten und nicht 
an den Folgen des anerkannten Versorgungs- 
leidens verstorben sind, und um die Versorgung 
von ehemaligen Angehörigen vonPolizeitruppen- 
verbänden und ihren Hinterbliebenen. Sie sollen 
von der Versorgung nach dem BVG und damit 
auch von der künftigen Fortentwicklung des 
Rechts der Kriegsopferversorgung ausgeschlossen 
sein. Das bedeutet eine Verschlechterung der 
Rechtsposition. Nach den saarländischen Rechts- 
vorschriften sind diese Personenkreise sowohl 
rechtlich als auch hinsichtlich der Höhe der Lei- 
stungen den übrigen Personenkreisen völlig 
gleichgestellt. Zur Vermeidung einer Verschlech- 
terung der Rechtsposition und auch aus Gründen 
der sozialen Gerechtigkeit ist es notwendig, sie 
in die Versorgung nach dem BVG einzubeziehen 
und an der künftigen Fortentwicklung des Rechts 
der Kriegsopferversorgung teilnehmen zu lassen. 

Zu § 6 Abs. 1 

Die Worte „mit Zustimmung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung" sind zu streichen. 

Begründung 

Es ist nicht einzusehen, daß in Fällen, in denen 
vor der Verkündung des Einführungsgesetzes 
bereits Versorgung im Wege des Härteausgleichs 
oder als Zuwendung laufend gewährt wird, für 
die Weitergewährung dieser Leistungen noch die 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit und 
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Sozialordnung emgeholt werden soll. Bei einem | 
Teil dieser Fälle hat bereits der frühere Reichs- j 
arbeitsminister seine Zustimmung zur Gewäh- ; 
rung der Versorgung im Wege des Härteaus- j 


gleichs erteilt. Soweit bei den übrigen laufenden 
Fällen die Bewilligung von der Zustimmung der 
obersten Landesbehörde abhängig war, liegt die 
Zustimmung bereits vor. 


Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. a) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt 
Begründung 

Der Änderungsvorschlag hat nur Bedeutung, wenn 
dem Änderungsvorschlag zu 3., dem die Bundes- 
regierung jedoch nicht zustimmen kann, gefolgt 
wird. 

Zu 1. b) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Es läßt sich auch unter dem Gesichtspunkt der Be- 
sitzstandwahrung nicht rechtfertigen, eine Gruppe 
von Kriegsopfern ohne zeitliche Begrenzung besser- 
zustellen als die Gesamtheit aller Kriegsopfer. Es 
liegt ein gleicher Tatbestand vor wie bei der Schaf- 
fung des Bundesversorgungsgesetzes; damals wurde 
in § 86 Abs. 1 jedoch lediglich bestimmt, daß die 
Minderung oder Entziehung der Rente mit Ablauf 
des Monats eintrete, der auf die Zustellung des Be- 
scheides folgt, frühestens mit Ablauf von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes. 

Im übrigen reicht der Zeitraum von fünf Jahren aus, 
damit der Berechtigte sich auf etwaige geringere 
Bezüge einstellen kann. 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Entwurf stellt es darauf ab, daß eine Besitz- 
standwahrung grundsätzlich nur für solche Personen 
in Betracht kommen kann, denen bis zur Verkündung 
des Einführungsgesetzes Leistungen nach den Rechts- 
vorschriften des Saarlandes gewährt worden sind 
oder bei Fortgelten dieser Rechtsvorschriften auf 
einen vor Verkündung des Einführungsgesetzes ge- 


stellten Antrag gewährt worden wären. Das Er- 
reichen eines bestimmten Lebensalters stellt keinen 
sachlichen Grund dar, um von diesen Grundsätzen 
abzuweichen. Für alle Personen, die erst nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes einen Antrag auf Ver- 
sorgung stellen, können ausschließlich die Leistun- 
gen nach dem BVG in Betracht kommen. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Vorschlag geht über die im Regierungsentwurf 
vorgesehene Regelung hinaus, die eine Weiter- 
gewährung der Versorgung nach Maßgabe der 
Rechtsvorschriften des Saarlandes vorsieht und da- 
mit den persönlichen Besitzstand in vollem Umfang 
wahrt. Der dm § 5 angesprochene, nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz nicht anspruchsberechtigte Per- 
sonenkreis würde bei einer entsprechenden An- 
wendung des BVG an der Fortentwicklung des Lei- 
stungsrechts teilnehmen, was über die Erhaltung 
des persönlichen Besitzstandes hinausginge. 

Zu 4. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die lin § 6 genannten Härteausgleiche und Zuwen- 
dungen können weiterhin als Zuwendungen gewährt 
werden. Da es sich um eine dem § 89 BVG ähnliche 
Leistung handelt, die jedoch nur mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
gewährt werden kann, ist es notwendig, daß auch in 
§ 6 Abs. 1 die Zustimmung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung vorgesehen wird. Sie ist 
auch notwendig, um überprüfen zu können, ob im 
Einzelfall die Weitergewährung einer Zuwendung 
noch angebracht erscheint. 
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